
Staatsbürgerschaft der DDR

nen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt au­
ßerhalb der DDR hatte, danach keine andere 
Staatsbürgerschaft erworben hat und entspre­
chend seinem Willen durch Registrierung bei 
einem dafür zuständigen Organ der DDR als 
Bürger der DDR geführt wird; wer nach den 
geltenden Bestimmungen die St. erworben 
und sie seitdem nicht verloren hat. Das 
Staatsbürgerschaftsgesetz regelt weiterhin, 
auf welche Weise die St. erworben werden 
kann (§§ 4 bis 8) und wie sie verlorengeht (§§ 
9 bis 14). Erwerbsgründe sind die Abstam­
mung, die Geburt auf dem Territorium der 
DDR und die Verleihung.
Im Staatsbürgerschaftsrecht der DDR domi­
niert das AbstamMungsprinzip. Danach er­
wirbt ein Kind die St., wenn die Eltern oder 
ein Elternteil Staatsbürger der DDR sind. 
Erst wenn durch die Geburt keine andere 
Staatsbürgerschaft erworben wird, wird ein 
Kind durch die Geburt auf dem Territorium 
der DDR Staatsbürger der DDR. Da in ande­
ren sozialistischen Staaten die Staatsbürger­
schaft im Zusammenhang mit der Geburt 
ebenfalls überwiegend nach dem Abstam­
mungsprinzip erworben wird, tritt in Fällen, 
in denen bei einem Neugeborenen ein Eltern­
teil Staatsbürger eines anderen sozialistischen 
Staates ist, häufig doppelte Staatsbürger­
schaft ein. Zur Beseitigung dieser doppelten 
Staatsbürgerschaft sind zwischen der DDR 
und einer Reihe sozialistischer Staaten Ver­
träge abgeschlossen worden, in denen verein­
bart wurde, daß die Eltern innerhalb einer 
Frist nach der Geburt (in der Regel ein Jahr) 
eine übereinstimmende Erklärung darüber 
abgeben können bzw. sollen, für welche 
Staatsbürgerschaft sie sich für das Kind ent­
scheiden. Wird in diesem Zeitraum keine oder 
keine übereinstimmende Erklärung abgege­
ben, behält das Kind zumeist nur die Staats­
bürgerschaft des Landes, in welchem es seinen 
Wohnsitz bzw. dauernden Aufenthalt hat. 
Die St. kann auf Antrag einem Staatenlosen 
oder einem Bürger eines anderen Landes ver­
liehen werden, wenn sich der Antragsteller, 
der in der Regel seinen Wohnsitz oder ständi­
gen Aufenthalt in der DDR haben soll, durch 
sein persönliches Verhalten und seine Ein­
stellung zur Staats- und Gesellschaftsordnung 
der DDR der Verleihung würdig erweist.
Die St. kann durch Entlassung, Widerruf der

Verleihung und Aberkennung verlorenge­
hen. Eine Entlassung aus der St. kann auf An­
trag erfolgen, wenn der Bürger seinen Wohn­
sitz mit Genehmigung der zuständigen Orga­
ne der DDR außerhalb der DDR hat oder 
nehmen will, wenn er eine andere Staatsbür­
gerschaft besitzt oder zu erwerben beabsich­

tigt und der Entlassung keine zwingenden 
Gründe entgegenstehen. Die Verleihung der 
St. kann innerhalb von 5 Jahren widerrufen 
werden. Die St. kann Bürgern, die ihren 
Aufenthalt außerhalb der DDR haben, we­
gen grober Verletzung der staatsbürgerlichen 
Pflichten aberkannt werden. Über die Entlas­
sung aus der St., über den Widerruf ihrer Ver­
leihung und über ihre Aberkennung entschei­
det der Ministerrat.
Soweit an Abgeordnete Fragen des Erwerbs 
oder des Verlusts der St. herangetragen wer­
den, sollten sie sich an die Abteilung Inneres 
des zuständigen Rates des Kreises bzw. des 
Rates der Stadt wenden.
Im Gegensatz zur DDR, die sich streng an die 
für die Staatsbürgerschaft geltenden völker­
rechtlichen Prinzipien hält-wonach diese mit 
der Staatsgründung entsteht, jeder Staat in 
Ausübung seiner Souveränität selbst über die 
Regelung von Fragen seiner Staatsbürger­
schaft entscheidet und sich nicht in die inne­
ren Angelegenheiten anderer Staaten einmi- 
schen kann - gehen die herrschenden Kreise 
der BRD nach wie vor davon aus, daß das 
Deutsche Reich 1945 nicht untergegangen 
und die BRD mit ihm identisch oder „teil­
identisch“ sei. Vor allem daraus wird die Be­
hauptung abgeleitet, daß noch immer eine 
einheitliche deutsche Staatsangehörigkeit be­
stehe, „Da die BRD an völkerrechtswidrigen 
Konzeptionen festhält und sich weigert, die 
Staatsbürgerschaft der DDR zu respektieren, 
wird die Personalhoheit unseres Staates ge­
leugnet. . . Wir halten es für notwendig, daß 
sich die BRD in der Frage der DDR-Staats- 
bürgerschaft endlich auf die Realitäten be­
sinnt, was ihr auf die Dauer ohnehin nicht er­
spart bleibt“ (E. Honecker, Neues Deutsch­
land vom 14. 10. 1980, S. 4).
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